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Mehr als 50 Eigenheime endfinanziert 
Zum Rechenschaftsbericht 1964 der Eigenheimförderungsstelle — Massnahmen gegen Teuerung und Verknappung des Baulandes 
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S.D. Erbprinz Hans Adam von Liechtenstein als in­
teressierter Beobachter und Zuhörer an der 2. Plenar­
sitzung des Liechtensteiner Jugendparlaments. — S. 
D. Prinz Hans Adam von Liechtenstein wird an der 
samstäglichen Jungbürgerfeier e ine  Ansprache hal­
ten. (Photo Peter Schaan-Vaduz) 

Jugendparlament 
Im Mittelpunkt der Debatten a n  der 2. Ple­

narsitzung des Liechtensteiner Jugendparlamen­
tes vom letzten Samstag stand eine Motion des 
JP-Vizepräsidenten Rupert Hilti über  die Frage 
der Einbürgerung in Liechtenstein. Die Motion, 
welche (fälschlicherweise) den Titel «Erleich­
terung der  Einbürgerung» trug, wollte a n  sich 
nur eine Analyse der bestehenden Einbürge-
rimgsmöglichkeiten herbeiführen. Der Arbeits­
titel w a r  insofern irreführend, als man anneh­
men konnte, de r  Motionär hätte es sich zum 
Ziel gemacht, die  Einbürgerungspraxis in Liech­
tenstein allgemein zu erleichtern. In seiner Be­
gründung verwies Rupert Hilti dannn aber vor  
allem auf die seit mehren Generationen hier 
ansässigen Ausländer, die, ebenso wie wir, 
liechtensteinisch fühlen und handeln. Hier 
musste, so meinte der Motionär, eine neue 
Erkenntnis in der liechtensteinischen Bevölke­
rung heranreifen. Rupert Hilti verwies auf 
eine neuere Ansprache von Regierungschef 
Dr. Bcitliner an  einer Veranstaltung des Liech­
tensteiner Jugendreferates, wo das in Entste­
hung begrilfene Sozialhilfegesetz auch im 
Sinne der eingebrachten Motion berührt  wor­
den sei. 

Als Vertreterin der Exekutive des LJP, er­
läuterte Fräulein cand. jur. Brigitte Büchel 
(Rnggell) die bestehende Gesetzgebung. Fräu­
lein Büchel gelangte zur Auffassung, dass nach 
der Neufassung des Gesetzes vom 2. November 
i960 über Erwerb und Verlust des Landes­
bürgerrechtes (LGB Nr. 23) praktisch alle ge­
setzlichen Voraussetzungen für eine Lösung 
dieser Frage gegeben seien. Der kritische 
Punkt in der Frage unserer Einbürgerungs­
praxis liege nicht an einer fehlenden Gesetz­
gebung, sondern a n  der Haltung der  Bevöl­
kerung, Denn bei den Gemeindebürgern allein 
Hege es, ob ein sog. alteingesessener Auslän­
der eingebürgert werde oder nicht. Bezüglich 
eines Vorschlages aus der Versammlung, eine 
Lösung über den  Weg  des Landesbürgerrech-
tes (ohne Gemeindebürgerrecht) zu suchen, gab 
Fräulein Büchel zu bedenken, dass nur Mit­
glieder der Fürstlichen Familie Nur-Landesbür-
ger sein könnten. 

Zusammenfassend gelangte die 2. Plenar­
sitzung des JP  zur mehrheitlichen Auffassung, 
dass man im ganzen Fragenkomplex das 
Selbstbestimmungsrecht und den Hoheitsbe­
reich der Gemeinden nicht tangieren dürfe. 
Die Debatte, welche rund 2 Stunden in An­
spruch nahm, wurde sodann auf die nächste 
Sitzung des Jugendparlamentes vertagt. 

Die von der Eigenheimförderungsstelle ge­
führte Buchhaltung beschränkt sich auf die Füh­
rung v o n  einem Konto pro Darlehenswerber, auf 
dem sämtliche Zahlen betreffend Darlehen, Bau­
subventionen, Rückzahlungen etc. ersichtlich 
sind. Der Zahlungsverkehr selbst wickelt sich 
ausschliesslich über das Fonds-Konto bei der  
Liechtensteinischen Landesbank ab, so dass 
sämtliche Geldbewegungen absolut kontrollier­
bar  sind. Die Eigenheimkommission entledigte 
sich ihrer Verpflichtungen in sieben Sitzungen, 
an  denen 94 Traktanden behandelt wurden. Im 
Berichtsjahr wurden 51 Eigenheime nach Vor­
lage de r  Bauendabrechnung endfinanziert; 32 
Darlehenswerber erhielten eine Zusage, d. h. die 
zugesagten Darlehen gelangen erst mit Einrei­
chung der Endabrechnung zur Auszahlung; 34 
Anträge gelangten nicht mehr zur Behandlung, 
nachdem sie erst auf Ende des Jahres einge­
reicht wurden und das Abänderungsgesetz noch 
nicht in Kraft getreten war. — Abgelehnt wur­
den 2 wegen zu grosser Wohnnutzfläche \ 1 we­
gen zu luxuriöser Gestaltung; 2 wegen Ueber-
schreitung der gesetzlich erlaubten Baukosten. 

Bei den Kontrollen von bereits endfinanzier­
ten Eigenheimen ergaben sich folgende Bean­
standungen: In zwei Fällen wurden Kellerräume 
z u  Schlafzimmer für Fremdarbeiter ausgebaut, 
was die Ueberschreitung der  "Wohnnutzfläche, 
zur Folge hatte. In einem Falle davon wurde der  
Raum in seinen ursprünglichen Bestimmungs­
zweck — Keller — zurückversetzt und im ande­
ren Falle läuft derzeit noch ein Einspruch gegen 
eine Darlehens-Rückerstattungsverfügung. In 
einem anderen Falle musste das  zinslose Darle­
hen zurückgefordert werden, weil der  Eigen­
heimbesitzer sein Haus nicht mehr  bewohnte 
und  vermietet hatte. Die Rückzahlung ist bereits 
erfolgt. 

Die im Berichtsjahr geplante Gesetzesrevision 
brachte der Kommission einen Engpass in der 
Abwicklung der Anträge. Nachdem das Abän­
derungsgesetz auf 1. Juli  rückwirkend in Kraft 
treten soll, wollten selbstverständlich die An­
tragsteller auch über  die vorgesehenen Abände­
rungen informiert sein bzw. an den Verbesse­
rungen partizipieren. Am 5. Juni  befasste sich 
die Kommission mit dieser Angelegenheit und 
beschloss der Regierung Antrag zu stellen, dass 
sämtliche Anträge, die nach dem Juli 1964 ge­
stellt würden, zurückzustellen seien bzw. den 
Antragstellern zu empfehlen, ihren Antrag erst 
nach Inkrafltretung des Abänderungsgesetzes 
einzureichen, damit sie in  den Genuss der vor­
gesehenen Verbesserungen kommen.Mitschrei­
b e n  vom 1. Juli 1964 entsprach die Regierung 
dem Antrag der Kommission. Das ist auch der 
eigentliche Grund, warum am Ende des Berichts­
jahres noch eine so grosse Zahl von Anträgen 
nicht erledigt waren. 

Bereits anfangs des Berichtsjahres entstand 
durch die massiven Lohnerhöhungen im Bauge­
werbe eine Teuerung, die eine Heraufsetzung 
des m2-Preises notwendig machte. Nach vorheri­
ger Rücksprache mit dem Leiter des Bauamtes, 
schlug die Kommission de r  Regierung eine Er­
höhung des mr-Preises v o n  760 auf 850 Franken 
vor. Diesen Vorschlag genehmigte die Regie­
rung in  ihrer Sitzung vom 10. Februar 1964, Im 
Verlaufe des Berichtsjahres musste anhand der 
Endabrechnungen die Feststellung gemacht 
werden, dass der m2-Preis von 850 Franken sehr 
knapp angesetzt worden w a r  und das darum, 
weil die Lohnerhöhungen am Anfang des Jahres 
grössere Preiserhöhungen in den Baumateria­
lien zur Folge hatten, als anlässlich der  Fest­
setzung des m'-'-Preises angenommen wurde. Dem 
Gruhdsatz entsprechend, den  m2-Preis stets mög-

Henrik Ibsen: Die Wildente 
Theaterabend am kommenden Samstag in Vaduz 

Kommenden Samstagabend, den 4. Dezem­
ber, um 20 Uhr bringt das Theater für Vorarl­
berg im Vaduzer Rathaussaal Ibsens «Wild­
ente» zur Aufführung. 

Dieses Werk  zählt zu den Meisterleistungen 
des grossen norwegischen Dramatikers Henrik 
Ibsen, dessen W e r k  zum Wendepunkt der ge­
samten Literatur wurde. 
Ibsen war  der  Vorkämpfer des Realismus, an 
ihm entzündete sich das Genie eines Gerhard 
Hauptmann. 

Ibsen w a r  ein absoluter Meister der straffen 

dramatischen Form, die von seinen literari­
schen Nachfahren kaum mehr  erreicht wurde. 

Dem Stück wird durch das Theater für Vor­
arlberg eine hervorragende Wiedergabe zuteil. 
Die Inszenierung liegt in den bewährten Hän­
den von  Alex Freihart. Es spielen die ersten 
Kräfte des Theaters für Vorarlberg. 

Sichern Sie sich Ihre Karten durch Vorbe­
stellung beim Landesverkehrsbüro in Vaduz 
Tel. 2 14 43 (von 9—12 u n d  14—17 Uhr). Rest­
liche Karten eine Stunde vor  der Aufführung 
an  der Abendkasse. 

liehst an  der unteren Kante zu halten, um der 
gesetzlichen Vorschrift: nur  einfach ausgestat­
tete Eigenheime zu fördern, entsprechen zu kön­
nen, beantragte die Kommission im Berichtsjahr 
keine weitere Erhöhung des m2-Preises. Sollte 
die Teuerung im gleichen Umfang weiter gehen 
wie in den letzten Jahren, so kann der Zeit­
punkt abgesehen werden, in dem es einem Ar­
beiter nicht mehr möglich sein wird, ein Eigen­
heim zu finanzieren. Gegenüber dem Vorjahr ist 
ein Rückgang von  58 auf 52 Eigenheim-Fertig­
stellungen zu verzeichnen. Ob die laufende Er­
höhung der Baukosten dabei eine Rolle gespielt 
haben oder die Bauplatzverknappung oder -die 
Hochkonjunktur, lässt sich im heutigen Zeit­
punkt noch nicht feststellen, wahrscheinlich ist 
jedoch, dass derzeit noch alle drei Komponenten 
ihre Bedeutung haben. Trotzdem darf mit Si­
cherheit angenommen werden, dass im ganzen 
Lande wegen de r  Verknappung des Baugeländes 
und der damit verbundenen Verteuerung des­
selben, es  einem Arbeiter i n  absehbarer Zeit 
kaum mehr möglich sein wird, einen Baugrund 
zu erwerben. 

Die Schlussfolgerungen im Jahresbericht der 
Eigenheimförderungsstelle zwingen zum nach­
denken und — zum handeln. Die Preissteigerun­
gen auf dem Grundstücksektor haben nament­
lich in den letzten Jahren dazu geführt, dass 
ausgerechnet jene  Bevölkerungskreise immer 
mehr Schwierigkeiten zur Baulandbeschaffung 
haben, für die das Eigenheimförderungsgesetz 
seinerzeit ins Leben gerufen wurde. Inzwischen 
ist allerdings ein Gesetz in Kraft getreten, das 
die Grundstückgewinnsteuer für die Baulandbe­
schaffung durch die Gemeinden freimacht. Die 
Auswirkungen dieses neuen Gesetzes, welches 
vor allem aus den oben erwähnten Gründen ge­
schaffen wurde, sind vorderhand aber noch 
nicht bekannt. Ein vordringliches Thema stellt 
deshalb die Landesplanung dar. Wenn  die Zo­
nenausscheidung auf Landesebene einmal Wirk­
lichkeit geworden ist, wird genug Platz für Ei­
genheime, Hochbauten und alles andere vorhan­
den sein. Die baldige Realisierung der Landes­
planung sollte deshalb für den Gesetzgeber ei­
ne vordringliche Aufgabe darstellen I 

J ungbürgerf eier 
Uebermorgen Samstagabend, um 20.15 Uhr, 

findet in der Aula der Realschule Vaduz die 
diesjährige Jungbürgerfeier statt, zu der alle 
Jungbürgerinnen und  Jungbürger, die im Jahre  
1965 ihr 21. Lebensjahr erfüllen, eingeladen sind. 
Im Namen der Gemeinde Vaduz werden die 
Jungbürger von Fürstl. Kommerzienrat Bürger­
meister David Strub begrüsst. Es folgen eine 
Ansprache von  S. D. Fürst Franz Josef II. von 
Liechtenstein und  S. D. Erbprinz Hans Adam von 
Liechtenstein. Nach  musikalischen Einlagen 
sprechen Regierungschef-Stellvertreter Dr. Al­
fred Hilbe und Regierungschef Dr. Gerard Batli-
ner  zu den Jungbürgerinneh und Jungbürgern. 
Die musikalische Umrahmung der Feier liegt 
auch dieses J ah r  in den Händen der Harmonie­
musik Vaduz unter  der  Leitung von Kapellmei­
ster Wilhelm Stärk. Die Jungbürgerfeier ist öf­
fentlich. Jedermann ist eingeladen als Gast da­
ran teilzunehmen! 

Bedrohte Landschaft 
Kolloquium am Collegium Marianum Vaduz 

Es w a r  eine gute Ueberlegung, dass die Lei­
tung des Colegiums Marianum sich entschloss 
im Schlusstrimester de r  Maturaklasse a n  einem 
Tag ein aktuelles Thema unseres Landes, zu  be­
handeln und zu diskutieren. Ist es von  unge­
fähr, dass Studienrat Direktor Dr. Ganss dieser 
ersten Tagung das Motto «bedrohte Landschaft» 
voranstellte und für die Einführungsreferate die 
entsprechender! Fachkräfte verpflichtete. 

Unser kleines Land steht heute in  einem Um­
bruch, der  teilweise eine Bedrohung des Her­
kömmlichen und  der  Ueberlieferung bedeutet. 
Daher haben unsere Behörden den  richtigen 


